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Stärkung und Sicherheit für Kinder und Frauen 
Dieses Diskussionspapier beruht auf den Ergebnissen der ersten beiden Arbeitsgruppen-
Phasen zum Thema Stärkung und Sicherheit von Kindern und Frauen im Rahmen des 
Beteiligungsprozesses zur Fortschreibung des Landesaktionsplans (LAP) zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Baden-Württemberg. 
Die Bearbeitung und Zusammenstellung der Ergebnisse erfolgten in folgenden Schritten: 
- Zusammenfassung der Ergebnisse aus Prozessphase 1 und 2 
- Doppelungen zusammenfassen  
- Abschnitte gliedern 
- Einzelbeispiele streichen 
- Zustandsbeschreibungen in Forderungen verwandeln 
- Allgemeine Aussagen werden im Abschnitt „Allgemeines“ gebündelt.  
- Wenn Themen in mehreren oder allen Arbeitsgruppen genannt werden, sollen sie in ein 
allgemeines Grundsatzkapitel zu Beginn aufgenommen werden. 

 

Einzelforderungen 

Einzelforderungen im Themenbereich Entlastung pflegender Eltern  
(derzeit in der Regel Frauen): 

• Angemessene Elternassistenz, für Eltern mit Behinderungen sowie Eltern, die 

Kinder mit Behinderungen haben (sowie Familien!). 

• Erweiterte Betreuungsangebote, mehr inklusive Betreuungsangebote und 

ambulante, interdisziplinäre Teams auf der Kreisebene. 

• Wohnformen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen: Spezielle und 

inklusive Wohnformen. Hier muss der Vorrang auf dem Ausbau inklusiver 

Wohnformen liegen. 

• Zeitgemäße und ausreichende Angebote in der Kurzzeitpflege (z.B. ambulante 

Angebote, für die gesamte Familie). 

• Entwicklung von Beratungsangeboten, Stärkungs- und Peer-Programmen. 

 

Einzelforderungen im Themenbereich Beratung: 
• Mehr Wohnformen für Kinder und Jugendliche mit Behinderung, insbesondere mit 

hohem Pflegebedarf, sind notwendig. Zu prüfen ist, welche Funktion das Land hier 

übernehmen kann.  

• Mehr barrierefreie Beratungsstellen (Übersicht in Baden-Württemberg, 

Förderprogramme), Stärkungs- und Peer-Programme für Frauen.  
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• Schulung von Beratungsstellen im Umgang von Kindern mit Behinderung: Zu klären 

ist, welche Funktion das Land hier mitübernehmen kann.  

Einzelforderungen im Themenbereich Prävention: 
• Die polizeiliche Kriminalprävention hat das Ziel, ihre Informationsangebote 

barrierefrei zu gestalten und setzt diese Ziele sukzessiv um. 

• Sensibilisierung/ „Awareness“ für das Thema Sexualisierte Gewalt gegen Menschen 

mit Behinderungen. 

• Verstärkung der Prävention: Von Projekten zu Programmen. 

• Beispiel: Präventionsprogramm „Sicher unterwegs“: Aufklärungsarbeit der Polizei 

zum Thema Gewalt gegen Frauen im öffentlichen Raum. 

• Im Landesrahmenvertrag ist derzeit die Finanzierung einer präventiv wirkenden 

Aufsichtsperson in einzelnen Einrichtungen nicht vorgesehen. Dies muss geändert 

werden. 

• Alle Einrichtungen der Eingliederungshilfe müssen ein zeitgemäßes und aktuelles 

Gewaltschutzkonzept unter Beteiligung der Nutzer*innen (Menschen mit 

Behinderungen) erarbeitet haben, das allen bekannt ist. 

 
Einzelforderungen im Themenbereich Sexualisierte Gewalt: 

• Der Schutz vor sexueller Gewalt und Missbrauch muss verstärkt werden. Bei diesen 

Angeboten muss Barrierefreiheit sichergestellt werden. 

• Die Zahl der Opfer von Menschen mit Behinderungen ist im Hellfeld gering. Im 

Dunkelfeld könnte die Zahl erheblich höher liegen. Teilweise wird eine hohe 

Dunkelziffer an Gewaltdelikten von Mitarbeiter*innen in Einrichtungen an 

Bewohner*innen angenommen. Dies gilt auch für Gewaltdelikten von 

Bewohner*innen an Bewohner*innen. Die Dunkelfeld-Forschung muss gezielt die 

betroffene Gruppe in den Blick nehmen. (Sinnvoll erscheint es, sich hier bei 

bundesweiten Vorhaben anzuschließen.) 

• Aus heimrechtlicher Perspektive ermöglichen Wohnformen begünstigende 

Faktoren für die im Punkt oben genannte Art der Gewalt, da fest definierte 

Abhängigkeitsverhältnisse vorherrschen.  

Beschäftigte müssen bei einer gemeldeten Straftat, die gegen die Freiheit der 

sexuellen Selbstbestimmung verstößt, ein Tätigkeitsverbot erhalten. 

• Einrichtungen müssen Gewaltschutzkonzepte erarbeiten/überarbeiten, die dem 

aktuellen Anspruch entsprechen, unter Beteiligung der Nutzer*innen. 

• Wichtig: Es muss ein gewisses Bewusstsein geschaffen werden, dass diese 

Probleme existent sind und vielen Dimensionen erscheinen. 
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• Kleine Einrichtungen mit begrenzten Mitteln müssen in der Gewaltprävention 

sowie in der Umsetzung von Schutzkonzepten unterstützt werden. 

Einzelforderungen im Themenbereich Selbstbestimmte Sexualität: 
• Fachlich gut abgesicherte Konzepte zur selbstbestimmten Sexualität sind 

vorhanden. Sie müssen flächendeckend organisiert werden. Es bedarf 

entsprechender Angebote und Unterstützungsstrukturen.  

Einzelforderungen im Themenbereich Begleitete Elternschaft: 
• Welche Art von ergänzenden Beratungs- und Unterstützungsangeboten in der 

Spanne von Partnersuche und Kinderwunsch braucht es? Dies gilt es zu prüfen. 

Sobald die Elternschaft festgestellt ist, greifen die bewährten Strukturen. Es bedarf 

entsprechender Angebote und Unterstützungen. 


